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«Ich bestehe darauf, wahrhaftig zu berichten, nicht neu-
tral»
Christiane Amanpour
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Einleitung
Russland und Wir

«Vor fünfzig Jahren lernte ich eine Regel in den Straßen
von Leningrad: Wenn der Kampf unvermeidbar ist, dann
schlag als Erster zu.»
(Wladimir Putin, 2015)

Im Frühjahr 2018, nach den letzten Präsidentschaftswah-
len, so erzählt der liberale russische Oppositionelle Gri-
gorij Jawlinski, habe er sich mit Wladimir Putin getrof-
fen und ihm gesagt: «Wladimir Wladimirowitsch, verstehen
Sie, dass wir an einem Punkt angekommen sind, an dem ein
Krieg stattfinden kann?» Der Präsident Russlands soll dem
Oppositionellen mit einem Lächeln geantwortet haben: «Ja,
ich verstehe das. Machen Sie sich keine Sorgen, Grigorij
Alexejewitsch. Wir werden den Krieg gewinnen.»

Eine Entgegnung, die uns zwingt, uns nicht mehr länger
mit dem Russland zu beschäftigen, das wir uns wünschen,
das wir gerne sehen würden und das wir uns lange schön-
geredet haben – sondern mit dem Russland, das sich in der
dritten Amtszeit Wladimir Putins herausgebildet hat. Mit
jenem Russland, in dem ich mehr als fünf Jahre gelebt und
gearbeitet habe. Mit jenem Russland, in dem der Gedanke
an Krieg, Apokalypse und Sieg allgegenwärtig geworden ist
und mit bemerkenswerter Leichtigkeit geäußert wird. Nie-
mand hat Russlands Grenzen in den vergangenen dreißig
Jahren angerührt. Aber spätestens seit 2014 wähnt sich der
Kreml im Krieg. «Man hätte uns gerne in das jugoslawische
Szenario von Zerfall und Aufteilung geschickt», ist Wladi-
mir Putin 2018 überzeugt. «Wir haben erst spät die Waffe
gesehen, die ihr, der Westen, entwickelt habt. Und als wir
sie sahen, dachten wir, sie käme nur in instabilen, periphe-
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ren Ländern zum Einsatz. Dann sahen wir, dass ihr sie auch
auf uns richten konntet.»1, sagt ein Militär.

Von welcher Waffe redet Moskau? Dass im Nachbarland,
in der Ukraine, Bürger aufstehen und ein Leben in Würde
fordern, interpretiert der Kreml als heimtückischen Angriff
des Westens auf Russland. Er traut dem ukrainischen Volk
kein eigenständiges Denken und Leben zu, sondern sieht in
seiner Forderung nach Würde eine hinterlistige westliche
Anstiftung, eine westliche «Informationsoperation» – und
einen Versuch, den Präsidenten Russlands von jenem Tisch
auszuschließen, an dem die zukünftige Weltordnung ver-
handelt werde.

Russland sieht sich von Feinden umzingelt. Die Welt
soll wissen: Der Präsident hat keine Angst vor dem Krieg.
«Wenn jemand die Entscheidung getroffen hat, Russland zu
zerstören, dann haben wir das gesetzliche Recht, zu ant-
worten», erklärt Putin einige Wochen vor den Wahlen im
März 2018. «Ja, für die Menschheit wäre das eine globale
Katastrophe. Aber – als Bürger und Staatschef Russlands –
möchte ich fragen: Warum bräuchten wir diese Welt noch,
wenn darin kein Russland mehr ist?» Es geht Putin offenbar
nicht nur darum, den Gegner zu vernichten, sondern auch
darum, ihn in der ewigen Verdammnis zu wähnen: «Jeder
Aggressor sollte wissen, dass Vergeltung unvermeidbar ist
und dass er vernichtet wird. Wir, als die Opfer der Aggres-
sion, gehen als Märtyrer in den Himmel, während der Ag-
gressor einfach krepiert, weil er nicht einmal die Zeit haben
wird, seine Sünden zu bereuen.» Ein Satz, der eine Mission
offenbart, ein «Wir sind die Guten». Demnach ist Russland
im Recht, weil es angeblich die Wahrheit besitzt.

Niemand hat Russlands Grenzen angerührt. Und doch
sagt Wladimir Putin, unmittelbar nach dem Maidan-Auf-
stand in Kiew sei er kurz davor gewesen, die Nuklearwaf-
fen seines Landes in Alarmbereitschaft zu versetzen. Auch
ohne eine nukleare Aggression hätte der rote Knopf also
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gedrückt werden können. «Russland ist die größte Atom-
macht. Aber nein, mit uns wollte niemand ernsthaft reden.
Niemand wollte uns zuhören. Jetzt hört uns zu», fordert
Putin 2018 den Westen auf. Offenbar scheint diese Nukle-
ar-Rhetorik für den Kreml der einzige Weg zu sein, ernst ge-
nommen zu werden von einem konventionell weitaus mäch-
tigeren Rivalen.

Russland sucht die Konfrontation mit dem Westen. Zu
Beginn seiner vierten Amtszeit verkündet der Präsident,
dass Russland die neue, «unbesiegbare», atomwaffenfähi-
ge Interkontinentalrakete «Avangard» erfolgreich getestet
habe; eine Waffe, mit der Russland den USA um Jahre vor-
aus sei, eine Rakete, die nicht abgefangen werden könne
und mit der Großstädte und Infrastruktur zerstört werden
könnten – ein «hervorragendes Neujahrsgeschenk für das
Land», schwärmt Putin. Es wird offen spekuliert, dass sich
Moskau im hypothetischen Fall eines NATO-Einsatzes in
der Ostukraine oder auf der Krim ohne den frühen Einsatz
von Atomwaffen ja gar nicht verteidigen könne.2 Die Sena-
toren des Föderationsrates empfehlen Putin 2018, den nu-
klearen Erstschlag gegen die NATO in der Militärdoktrin
zu verankern. Die großen Militärmanöver üben Simulatio-
nen begrenzter Nuklearschläge. Das Konzept, zu eskalie-
ren, um eine Aggression zu beenden, ist dabei von zentra-
ler Bedeutung. Grigorij Jawlinski, der alte Liberale, warnt
die Öffentlichkeit 2018 mehrfach vor den Sackgassen der
russischen Außenpolitik: «Präsident Putin und der Kreml
sind der Überzeugung – ich betone, der Überzeugung (…)
– dass, wenn notwendig, ein begrenzter Einsatz taktischer
Atomwaffen möglich sei. Meiner Meinung nach ist es nicht
möglich, sich etwas Gefährlicheres und Falscheres vorzu-
stellen.»3

2014 erlebe ich eine Zeitenwende. Der Kreml beginnt, im
Namen eines mythischen «Neurusslands» den ukrainischen
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Staat anzugreifen. Seither erhöht Wladimir Putin den Ein-
satz, durch Rhetorik und Nadelstiche, bis an den Rand der
Konfrontation, wie wir sehen werden. Der Maidan scheint
wie der sprichwörtliche letzte Tropfen, um eine «Ideologie
der globalen Revanche»4 vollends auszuformen. Ein ideo-
logisches Projekt, das die politischen Ränder Russlands in
die Mitte spült. Jene bizarre, «rotbraune» Minderheit der
1990er Jahre, die damals wie übriggeblieben wirkte – erz-
konservative Orthodoxe, Alt-Kommunisten, Imperial-Natio-
nalisten – wird zunehmend zur Triebkraft der patriotischen
Mobilisierung. Daher habe ich diesen ultrakonservativen
Randfiguren, die nun im Staatsfernsehen auftauchen und
sich mit Ministern und Spitzenbeamten treffen, mehr Platz
eingeräumt. Sie prägen als Medienunternehmer und Infor-
mationskrieger, als Paramilitärs, als Geistliche, Kuratoren
und politische Strategen den Zeitgeist der dritten Amtszeit
Wladimir Putins. Ihre alten Ideen von der «konservativen
Revolution» erleben eine Renaissance, parallel dazu ver-
blasst der Pragmatismus, der Putins erste Jahre kennzeich-
nete.

Einer meiner letzten Berichte aus Russland dreht sich
um die Frage, warum so viele meiner Interviewpartner seit
2014 das Land verlassen haben: Akademiker, Journalisten,
Aktivisten, Kulturschaffende, Unternehmer. In den Mona-
ten zuvor habe ich das Gefühl, dass sich die gesellschaft-
liche Atmosphäre noch weiter anspannt, noch weiter ver-
engt. Orthodoxe Fanatiker reagieren auf einen Film über ei-
ne Liebelei des letzten Zaren mit mehreren Brandanschlä-
gen, bei denen wie durch ein Wunder niemand ums Leben
kommt. Ein geisteskranker Mann sticht eine kritische Jour-
nalistin mit einem Messer nieder. Ein Starregisseur lan-
det in Hausarrest, das Bolschoi-Theater sagt dessen mit
Spannung erwartete Aufführung über einen homosexuel-
len sowjetischen Balletttänzer plötzlich ab. Russlands Par-
lament weicht die Strafen für häusliche Gewalt gegen Frau-
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en und Kinder auf, weil körperliche Züchtigung ein «wich-
tiges Recht» sei. Der Oppositionelle Alexej Nawalny ver-
liert in einem Anschlag mit einem Antiseptikum fast sein
Augenlicht. Und zum ersten Mal seit dem Ende der Sowjet-
union wird ein amtierender Minister zu acht Jahren Lager-
haft verurteilt – in einem absurden Strafprozess, mit dem
ein mächtiger Putin-Vertrauter einem Technokraten eins
auswischen will. Kurze Zeit später kommen vier Journalis-
ten unter mysteriösen Umständen ums Leben, ein weiterer
wird vergiftet.

Niemand ist sicher. Jeden kann es erwischen. Sta-
nislaw Kutscher, selbst Journalist und Filmregisseur, da-
mals Mitglied im Menschenrechtsrat des russischen Prä-
sidenten, macht Wladimir Putin im prachtvollen Alexan-
der-Saal des Kreml auf eine bedrohliche Entwicklung auf-
merksam: «Herr Präsident, allein aus meinem Bekannten-
kreis sind im letzten Jahr ungefähr zwanzig Menschen aus-
gewandert. In erster Linie junge Menschen. Die haben das
Gefühl bekommen, dass ein kalter Bürgerkrieg läuft. Das
Gefühl einer zunehmenden Rückwärtsgewandtheit, die sich
nach der Präsidentenwahl nur verstärken wird.» Die Vorfäl-
le der letzten Zeit fühlten sich an wie eine Verfolgungskam-
pagne gegen Andersdenkende, sagt Kutscher. Und das ver-
treibe viele junge Menschen, darunter die besten, aus dem
Land. Der Präsident stimmt zu, dass die Auswanderung ein
beunruhigendes Phänomen sei, zumeist aber wiegelt er ab,
man dürfe nicht alles in einen Topf werfen. Schließlich ant-
wortet Putin mit einem Whataboutismus, einer für ihn typi-
schen, in der Sowjetunion oft genutzten rhetorischen Tech-
nik der Ablenkung auf ausländische, nicht vergleichbare
Missstände: «Schauen Sie, was in den USA passiert. Oder in
Europa. Brexit, Katalonien, Terror, Flüchtlinge, Gott weiß,
was – dort herrscht echtes Chaos!» Darüber denken viele
Russen offenbar anders. Die Zahl der Auswanderer hat sich
seit 2012, seit Beginn der dritten Amtszeit Putins, verdop-
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pelt.5 15 Prozent der Russen säßen auf gepackten Koffern,
sagen unabhängige Meinungsforscher kurz vor Putins vier-
ter Wahl. Als Beweggründe nennen die Auswanderer die in-
stabile ökonomische Situation in Russland, den Mangel an
Schutz vor der Willkür der Behörden und den Wunsch, ih-
ren Kindern eine Zukunft mit Würde zu ermöglichen.

Im Interview mit mir spricht Stanislaw Kutscher, wie ei-
nige andere russische Intellektuelle auch, von einem «or-
thodoxen Talibanismus», einem «schleichenden Obskuran-
tismus», der das Land teilweise erfasst habe. Er habe Pu-
tin auf diesen Ungeist der Intoleranz aufmerksam machen
wollen: «Einige Leute in seiner Umgebung treiben die Din-
ge zu weit. Ich wollte, dass Putin diesen Leuten sagt, dass
sie das lassen sollen.» Der Journalist meint damit jene Ideo-
logieproduzenten, die seit 2012 ein Comeback feiern und
mit ihren Einflusskanälen und Netzwerken den Nährboden
für Putins «Russische Welt» und seine «traditionellen Wer-
te» bereiten. Die Synthese von Sowjetreich und Zarenreich
in einen neuen Konservatismus, in ein imperiales Projekt
der Zukunft, gelingt ihnen mühelos. In einem Wahlkampf-
film, in dem der Präsident sein aufwändig restauriertes
Lieblingskloster Walaam im Ladogasee besucht, vergleicht
er wie selbstverständlich die in einem Mausoleum liegen-
den Gebeine des Revolutionsführers Lenin, eines militan-
ten Atheisten, mit orthodoxen Heiligenreliquien. Stalin, Le-
nin, Orthodoxe Kirche, der Patriarch und Putin verschmel-
zen gleichsam zu einer bizarren patriarchalischen Mytho-
logie, die Putins Herrschaft legitimiert. Entwickelt wurde
sie von den Verlierern von 1991: «Sie standen da und ver-
kauften diese Zeitungen, sie sagten etwas von Stalin, Le-
nin, Scheißjuden, und daneben hielt irgendjemand das Por-
trät von Nikolaus II. hoch. Das war damals ein Häufchen
Misfits mit Sehnsucht nach dem, was sie verloren hatten.
Und plötzlich sind diese Freaks zum Mainstream gewor-
den», erinnert sich der Journalist Andrej Loschak, der in
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den 1990er Jahren auf seinem Weg zur Fakultät für Journa-
listik am Manege-Platz gegenüber dem Kreml oft den Links-
Rechts-Nostalgikern begegnete. Wie kann es sein, fragt
mich Loschak im Interview, dass ein Mann, der damals den
Anti-Perestroika-Roman «Der letzte Soldat des Imperiums»
schrieb, heute Kommentator im Staatsfernsehen geworden
ist? Wie kann es sein, dass der Kreml gerade in diesem
Milieu Menschen findet, mit Hilfe derer er Stellvertreter-
gruppen und Sachwalter entwickelt, um seine außenpoliti-
schen Ziele umzusetzen? Eine Auswahl dieser – vordergrün-
dig nicht-staatlichen, aber staatlich finanzierten – Akteure
wird im Buch vorgestellt.

Die Wahrheit über die sowjetische Vergangenheit, die
Wahrheit über die Machtverhältnisse der Gegenwart ist
mit Beginn dieser dritten Amtszeit Wladimir Putins zu-
nehmend unerwünscht. Mittels «Geschichtskriegen» und
«Informationskriegen» manipuliert die Elite die Wahrneh-
mung der Wirklichkeit, verdreht Tatsachen, sucht Ausflüch-
te in der Zweideutigkeit, argumentiert im Postfaktischen,
im Trolling, in der Maskerade. Für den westlichen Journa-
lismus mit seiner Pflicht zur Ausgewogenheit und Plurali-
tät wird die Berichterstattung über Russland zunehmend
zu einer Herausforderung, denn plötzlich hat jeder eine an-
dere Wahrheit, hat jeder andere Begriffe über Russland,
die eigene Leser- und Zuschauerschaft erst recht. Dem
schwankenden Westen fehlt zunehmend Gewissheit, plötz-
lich könnte alles auch ganz anders, könnten Fakten nur
noch Ansichtssache sein. Die westliche Politik fürchtet sich
lange, einen Konflikt «Krieg» zu nennen und eindeutige
Belege darüber zu präsentieren, wie Russland Tatsachen
schafft – die Konsequenzen einer Offenlegung könnten ja
zum Handeln zwingen, zu weit mehr als der Verabschie-
dung von Sanktionen, und so einschneidend handeln will
der Westen lange Zeit nicht.
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Allein die Tatsache, dass Russland den Einsatz seiner Si-
cherheits- und Streitkräfte in der Ukraine verschleiert, be-
gleitet die Berichterstatter als Frage und Zweifel kontinu-
ierlich. Jedes Mal, wenn sie in den ersten Jahren des Krie-
ges die russische Einmischung dokumentieren, werden sie
als paranoid und parteiisch bezeichnet, mit Beschwerden
bombardiert und bedroht. Dabei wäre es im April 2014 so
einfach gewesen, den Kreml zu verstehen. Man hätte nur zu
Beginn des «Russischen Frühlings» in der Ukraine dem rus-
sischen Verteidigungsminister Sergej Schoigu etwas mehr
Beachtung schenken müssen. Als die Ukraine damals Bele-
ge für eine russische Geheimdienstoperation im Südosten
des Landes sieht, gibt sich Schoigu überrascht und antwor-
tet zynisch: «Es ist sehr schwer, in einem dunklen Zimmer
nach einer schwarzen Katze zu suchen, besonders, wenn
sie gar nicht da ist. Es ist umso dümmer, dort nach ihr zu
schauen, wenn diese Katze klug, mutig und höflich ist.»6

Mit dem Euphemismus «höfliche Leute» sind in Russland
jene russischen Soldaten gemeint, die die Krim-Annexion
umsetzen und sich dabei nicht zu erkennen geben.

In der «Informationsautokratie», wie einige Forscher
das politische System Russlands bezeichnen, festigt Wladi-
mir Putin seine Macht durch die Kontrolle der Wahrheit und
die Erzeugung von Meta-Narrativen. Sprich: durch Erzäh-
lungen, die das einheimische und ausländische Publikum
an den Fakten zweifeln lassen, ihre Handlungsfähigkeit läh-
men und idealerweise hinter dem Kreml versammeln sol-
len. Dieses Buch versteht sich auch als ein Versuch, die
vielbenutzten Begrifflichkeiten der vergangenen Jahre zu
dekonstruieren: den «Staatsstreich» etwa, «Neurussland»,
das «Referendum», die «Kiewer Regierungssoldaten», die
«Faschisten», die «Donezker Volksrepublik» oder den dro-
henden «Genozid». In einer Zeit, in der alte Gewissheiten
ins Wanken geraten, will das Buch einen Beitrag leisten zu
einem neuen Umgang mit Russland.
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Ich war eine Teenagerin, als Generalsekretär Michail
Gorbatschow mit den Schlagworten «Demokratisierung»,
«angstfreie Diskussion» und «kritische Berichterstattung»
eine Wende in Moskau einleitete. Der demokratische Auf-
bruch in Osteuropa führte mich voller Zuversicht dazu, als
Studentin der Politikwissenschaften zu erforschen, wie De-
mokratie institutionalisiert werden kann. Heute weiß ich,
dass diese Ära des Aufbrechens und Aufbruchs in der Ge-
schichte Russlands wohl eine Ausnahme war. Die Revoluti-
on von 1989 – so stellte es der liberale Demokrat und So-
ziologe Ralf Dahrendorf fest – war nicht von einer Revoluti-
on des Denkens begleitet. In der dritten Amtszeit Wladimir
Putins haben die alten Gedanken und die rechtskonservati-
ven Kräfte gewonnen – jene, die, wie Dahrendorf es 1990
befürchtet hatte, eher «reaktionäre Gefühle und Träume
von der Reinheit eines vergangenen Zeitalters ansprechen,
statt utopische Visionen einer besseren Zukunft».7
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Kapitel Eins
Der Zar kommt zurück

Die Jahre 2011 bis 2013

«Die Parteiobrigkeiten setzen die traditionelle russische
Geopolitik fort, weltweit. Sie nutzen (…) die unerbittliche
und tendenziöse, aber clevere und konsistente Propagan-
da innerhalb und außerhalb des Landes. Sie durchdringt
schleichend alle Öffnungen und subversiven Aktivitäten
im Westen.»
(Andrej Sacharow, 1975)

Juli 2012. Ich bin in Südrussland, bei Krymsk, achtzig Ki-
lometer entfernt vom Schwarzen Meer. Nach heftigen Re-
genfällen hat eine Flutkatastrophe das Leben von 172 Men-
schen gekostet und Tausende obdachlos gemacht. Die Ein-
wohner sind wütend auf die Behörden. Sie wissen, dass sie
einen Tag, bevor die Flut kam, hätten gewarnt werden kön-
nen. Haben die da oben absichtlich das Wasser durchgelas-
sen, um einen Damm zu schützen? Sind die offiziellen Op-
ferzahlen nicht gelogen? «Warum hat man uns nicht vorge-
warnt? Warum sind wir fast ertrunken?», fragen sich die
Einwohner. Wo früher Weinreben, Apfelbäume und Rosen
wuchsen, liegen Steine und Schlamm. Die Katastrophenhil-
fe läuft nur schleppend an. Inmitten einer Atmosphäre von
Verzweiflung und Misstrauen gegenüber Staat und Regie-
rung rennen Jugendliche in bunten Jogahosen, mit Dread-
locks und Hippie-Look umher. Der Schweiß rinnt ihnen von
der Stirn, als sie stundenlang Wasserkisten hochheben, ein-
laden, ausladen und an die Einwohner verteilen. Diese Frei-
willigen waren die ersten Helfer in den ersten 48 Stunden.
Anders als der Staat kümmern sie sich schnell und mit Sys-
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tem Tag und Nacht um die Opfer der Flut. «Zu uns kommen
Frauen, alte Omas, die weinen, weil man sie bei den Behör-
den beschimpft oder schlecht behandelt hat. Die Beamten
können nicht mal normal reden mit den Menschen hier», er-
zählt mir ein Helfer. «Ich bin so dankbar. Alle meine Nach-
barn sind so dankbar. Diese Leute helfen von Herzen», sagt
eine überwältigte Einwohnerin mit Tränen in den Augen.

Im Freiwilligen-Camp schläft man in Zelten, man kocht
vegetarisch und macht am Abend Musik. Viele dort ken-
nen sich aus der Moskauer Oppositionsbewegung, sie ha-
ben sich über das Internet gesammelt und Spenden orga-
nisiert: Kleidung, Laken, Medizin und Geld; sie fuhren da-
mit in den Süden und halfen mit ihren bloßen Händen, Häu-
ser vom Schlamm freizuschaufeln. Eine für Russland bei-
spiellose Aktion, denn das Land kennt keine großen Gras-
wurzel-Initiativen oder Freiwilligen-Aktionen, keine spon-
tane Spendenkultur. Ich erinnere mich, wie fasziniert ich
war vom Aufeinandertreffen von Einwohnern und Jugendli-
chen. Diese Tausende von Freiwilligen verkörperten einen
Aufbruch, eine Lebendigkeit, eine zivile Moderne, eine En-
ergie, die ich Russland nicht zugetraut hatte. Die Bürger-
gesellschaft lebt hier, dachte ich, und der Staat reagiert mit
altbekannten Angstreflexen auf sie, er versucht, sie mit Ge-
setzen einzuzäunen. Es ist meine erste Begegnung mit dem
Land, und sie macht mich so neugierig, dass ich beschlie-
ße, mich auf mehrere Jahre in einem neuen Berichtsgebiet
niederzulassen.

Der Flut war ein politisch spannendes halbes Jahr der
Unruhen vorausgegangen. Gefälschte Parlamentswahlen
und die Ankündigung Wladimir Putins, ins Präsidentenamt
zurückzukehren, hatten Zehntausende Russen regelmäßig
auf die Straßen gebracht. Heute, mehr als sechs Jahre spä-
ter, haben jene, die damals gegen Putins Regime demons-
trierten, das Land entweder verlassen oder sich sozialen
oder lokalen Projekten zugewandt, um die Welt zu verbes-
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sern, wie sie sagen. Eine der Hauptorganisatorinnen der
Krymsker Fluthilfe, Maria Baronowa, die in den Protesten
gegen Putin aufgefallen war, arbeitet andererseits mittler-
weile für das Herzstück des Regimes: für das Staatsfernse-
hen.

Weitere sechs Jahre Verschwendung. Stagnation und
Abgestandenheit. Eine Sackgasse, in die das Land zusteu-
ert – so fühlt sich für die demonstrierende Mittelschicht im
Jahr 2012 die Rückkehr Wladimir Putins ins Präsidenten-
amt an, so empfinden sie den seit langem abgesprochenen
Rollentausch Putins mit Dmitrij Medwedew. Ausländischen
Beobachtern fällt auf, wie mechanisch der neue alte Kan-
didat sein Programm abspult. Wie er statt pfiffiger neuer
Ideen, wie früher, jetzt nur alte Anekdoten wiederholt, wie
er seine Kurzsichtigkeit nur schlecht versteckt, um jugend-
lich und fit zu wirken. «Auf die ultimative Frage, wie er das
System, das er geschaffen hatte, weiter aufrechterhalten
wolle, hatte er keine echte Antwort.» Auf die Frage, wie
Putin beweisen wolle, dass er die US-Politik des Reset, des
Neuanfangs gegenüber Russland unterstütze, antwortet er
lakonisch: «Ich glaube, ich muss niemandem irgendetwas
beweisen.»8 Gleb Pawlowski, der Mann, der Putin von 1999
bis 2011 beraten hatte, der Architekt seiner «gelenkten
Demokratie», bezeichnet Putins Rückkehr als Größenwahn
und taktischen Fehler.9 Als Premierminister Putin die Mos-
kauer Olympiahalle besucht, um einem Kampfkunst-Sport-
ler zu gratulieren, erntet er Pfiffe und Buhrufe, seine Stim-
me scheint kurz zu zittern. Einige Zuschauer ärgern sich,
dass er das Sportereignis zur Steigerung seiner Umfrage-
werte genutzt habe. Tage später sind die Parlamentswahlen
für seine Partei ein Fiasko. Hatte «Vereinigtes Russland»
2007 mehr als 64 Prozent der Stimmen geholt, liegt sie nun,
2011, bei knapp 49 Prozent, und Experten zweifeln selbst
diese Zahl als zu hoch an. Die Liste der Verstöße und Wahl-
manipulationen ist lang. Die Protestbewegung, die sich nun

17



herausbildet, ist so groß wie seit den neunziger Jahren nicht
mehr. Das Jahr 2011 beginnt mit dem «Arabischen Früh-
ling» – und endet in Russland mit 120 000 Demonstranten
auf dem Sacharow-Prospekt in Moskau.
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Putin wird gewählt –
Die Proteste bleiben

Am 4. März 2012 wird Wladimir Putin zum dritten Mal
zum Präsidenten Russlands gewählt. Mit 63,6 Prozent der
Stimmen braucht er sich keiner Stichwahl zu stellen. Sei-
ne Wahlkampagne besteht nicht aus Programmen zu Bud-
get und Sozialpolitik, sondern aus Dokumentarfilmen und
Fernsehserien über den Kandidaten Nummer eins. Mehr
als 24 Stunden Sendezeit beansprucht das Putin-Fest und
erreicht, wie die russische Tageszeitung Kommersant aus-
rechnet, über 23 Millionen Zuschauer. Putin wird als Held
in Szene gesetzt, in Kampfflugzeugen, beim Feuermachen
im Wald, beim Tauchen und «zufälligem» Fund von antiken
Amphoren, bei der Rettung gefährdeter Tiger und in einem
Segelflieger. Ein furchtloser Held mit außergewöhnlicher
physischer und psychischer Gesundheit, der seinem Land
Glück bringt. Außerdem populär: seine Zugewandtheit zu
den normalen, gewöhnlichen Leuten, Arbeitern, Lehrern
und Rentnern. Er trinkt Tee mit älteren Damen, er gibt
Neugeborenen Geschenke, er küsst Kinder, «er ist einer
von uns». Außerdem weiß er über alles genau Bescheid. Er
kennt immer die Antwort, er jongliert mit Zahlen und zitiert
Details, die nur Experten kennen.

Tausende protestieren am Tag nach den Wahlen gegen
den neuen alten Präsidenten. Auch am Abend vor Putins
Amtseinführung am 6. Mai gehen in verschiedenen Städ-
ten erneut Bürger auf die Straße. Der Tag ist ein Wende-
punkt in der Beziehung der Machthaber zum politisch akti-
ven Teil der Gesellschaft. Ein Demonstrant aus Uljanowsk
an der Wolga erzählt einem Reporter in Moskau, er habe bei
der Wahl seinen Wahlzettel ungültig gemacht. Aber nach
der Schließung des Wahlbüros habe er gehört, dass kein
einziger ungültiger Stimmzettel in den Urnen gewesen sei.
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«Meine Stimme wurde gestohlen, mein Wahlzettel. Und die
haben unsere Straßen gestohlen. Wir sind auf der M5 hier-
her nach Moskau gefahren. Es gibt riesige Schlaglöcher da
drin, irgendwann hörten wir auf, sie zu zählen». Ein De-
monstrant aus Rjasan, 250 Kilometer südlich von Moskau,
berichtet von den Wahlfälschungen in seiner Stadt. 6000
Stimmen für den Kandidaten Prokhorow seien Putin zuge-
schlagen und die Protokolle einfach nachbearbeitet wor-
den. Viele in Rjasan wüssten nichts über die Fälschungen,
wegen der Lügen im Staatsfernsehen und der Informations-
blockade.

Die Straßen zum Kreml sind abgesperrt. Während die
Demonstranten Metallgitter hochhalten und mit Gegen-
ständen werfen, setzt die Polizei Schlagstöcke ein und zielt
auf die Köpfe der Demonstranten, um sie zurückzudrängen.
Diese verteidigen sich irgendwann mit ihren Fahnenstan-
gen. Die Polizeikette hindert sie daran, über die Moskwa
zum Kreml zu gelangen. In kleinen Einheiten marschieren
Polizisten in die Menge und schleppen einzelne Demons-
tranten an Händen und Füßen hinaus. Ein Dutzend Poli-
zisten werden verletzt, 400 Menschen werden festgenom-
men, unter ihnen die Oppositionellen Boris Nemzow, Sergej
Udalzow und der Anti-Korruptionsaktivist Alexej Nawalny.

Einer der Festgenommenen auf der Straße ist Alexan-
der Margolin. Als er die riesige Menge von Polizisten sieht,
ahnt er, dass die Demonstration gewaltsam aufgelöst wer-
den soll, dass die Teilnehmer in Panik verfallen und Chaos
ausbrechen wird. Er erzählt von wütenden Menschen, die
auf ihre Banner «Wir werden nicht weggehen» geschrieben
haben, einige hätten gar Zelte dabeigehabt. Die Machtha-
ber seien vorbereitet gewesen, sie hätten Bereitschaftspo-
lizisten aus ganz Russland nach Moskau gebracht, erinnert
er sich im Gespräch. «Die Proteste haben Putins Amtsein-
führungsfeier verdorben. Wahrscheinlich hat er deshalb so
harsch reagiert, er wollte an den Verhafteten ein Exempel
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statuieren.» Ein ganzer Apparat mit rund hundert Ermitt-
lern aus dem ganzen Land habe die Demonstration unter-
sucht. Die Staatsanwaltschaft will beweisen, dass die «Mas-
senunruhen» von Oppositionellen geplant und aus dem Aus-
land finanziert sind. Nach zehn Tagen kommt Margolin wie-
der frei, doch er hat eine Vorahnung: «Ich habe ganz klar
begriffen, dass ich zwei bis vier Jahre für meinen Protest
bekommen werde. Das war sozusagen mein Karma. Als die
Polizei später an die Wohnungstür klopfte und ich mich
von meinen Kindern verabschieden musste, sagte ich ihnen,
dass ich für eine lange Zeit weg sein werde.» Er wird zu drei
Jahren Gefängnis verurteilt wegen der «Teilnahme an Mas-
senunruhen» und wegen des «Einsatzes von Gewalt gegen
Polizisten». Nach seiner Entlassung ist es für ihn schwierig,
einen Arbeitsplatz zu finden.

Wladimir Akimenkow ist 26 Jahre alt, als er protestieren
geht. Ein Aktivist von der Organisation «Linke Front». Der
Mann mit der stets schwarzen Kleidung ist leicht wiederzu-
erkennen, sein linkes Auge schielt. «Ich bin wirklich kein
sportlicher Mensch, das sieht man, auch an meinem Auge.
Ich werde beschuldigt, eine Fahnenstange 50 Meter weit
geworfen und damit einen Polizisten an der Brust verletzt
zu haben. Das kann gar nicht sein. Einige der mitangeklag-
ten Demonstranten hatten wie ich überhaupt keine Mit-
tel, sich zu verteidigen», erzählt er. Als er wenige Wochen
nach der Teilnahme an der Demonstration angeklagt wird,
setzen sich Menschenrechtler dafür ein, dass er «nur» zu
Hausarrest verurteilt wird, denn Akimenkow könnte in der
Haft sein Augenlicht verlieren.

Dennoch muss er eineinhalb Jahre im Gefängnis sitzen –
bis er per Amnestie freigelassen wird. Aufgrund unmensch-
licher Haftbedingungen und einer illegalen Haftverlänge-
rung wendet er sich an den Europäischen Strafgerichtshof,
der Russland zu einer Entschädigungszahlung für den Häft-
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ling auffordert. Akimenkow erinnert sich, dass trotz der de-
monstrativen Festnahmen, trotz der Kampagne der Staats-
medien gegen die Demonstranten, die als vom Ausland ge-
steuerte und bezahlte Unruhestifter dargestellt wurden,
die Protestbewegung über Monate weiterlebte. «Was eine
wirklich negative Wirkung auf die Bewegung hatte, war
Russlands Aggression gegen die Ukraine und die darauf-
folgende patriotische Hysterie, die der Kreml entfachte»,
sagt Akimenkow sechs Jahre später. Heute hilft er politi-
schen Gefangenen. Wie er sich die Repression erklärt, die
mit der Wiederwahl Putins einsetzte? «Ich denke, die Bo-
lotnaja-Proteste waren nicht der einzige Grund dafür. Der
‹Arabische Frühling› hat Putin weit mehr geängstigt.»

22



Die Repression setzt ein
Obwohl ein breiter internationaler Konsens darüber be-
steht, dass die Russen selbst über ihr politisches System
entscheiden müssen, beschuldigt Wladimir Putin bereits
ganz am Anfang der Protestwelle, im Dezember 2011, nach
der ersten großen Demonstration gegen die Ergebnisse der
Parlamentswahlen, den Westen, an der Entstehung der Pro-
teste gegen ihn mitgewirkt, ja diese verursacht zu haben. In
diesem Jahr führen russische Medien und Politiker alle Un-
ruhen und Aufstände in der arabischen Welt auf westliche
Intrigenspiele zurück. Als dann US-Außenministerin Hilla-
ry Clinton den Ablauf der Parlamentswahlen kritisiert und
über die Menschenrechte in Russland spricht, beschuldigt
Putin sie, das «Signal» für die Versammlungen in Russland
gegeben zu haben. Das US-Außenministerium unterstütze
damit die Proteste, «ein wohlbekanntes Szenario», findet
Putin. Russland müsse seine Souveränität schützen, sagt
er, niemand wolle Chaos wie in der Ukraine 2004 oder in
Kirgisistan 2010. Dort gab es Unruhen, als Demonstranten
die Wahlergebnisse angezweifelt hatten. Putin sieht andere
Drahtzieher als die normale Bevölkerung, auch in Russland.
Belastbare Belege dafür präsentiert er nicht: «Wir müssen
darüber nachdenken, das Gesetz zu stärken und jene mehr
zur Verantwortung zu ziehen, die im Auftrag einer auslän-
dischen Regierung innere politische Prozesse beeinflussen
wollen.»

Seit Putins erstem Herrschaftsjahr hatte eine schnelle Mo-
dernisierung des Lebens die Wählerschaft geprägt. Der ste-
tig steigende Lebensstandard hatte die Bürger abgelenkt,
die Unzufriedenen ruhiggestellt. In diesen Jahren assoziier-
te die Bevölkerung Wladimir Putin mit westlich anmuten-
dem wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt. Eine solide
Mehrheit in den ersten Putin-Jahren war pro-amerikanisch
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und pro-europäisch eingestellt. Ereignisse wie die NATO-
Angriffe auf Serbien empörten viele Russen, aber das pro-
westliche Gefühl kehrte schnell wieder zurück. Eine pro-
westliche Mehrheit unterstützte Putin. 2012 aber scheint
es, als ob Putin mit den Nebenwirkungen dieses Trends zu
kämpfen hat. Seine Kandidatur sehen viele als Hindernis
einer weiteren Modernisierung an. Mit immer mehr Men-
schen, die wohlhabender sind als jemals zuvor in Russlands
Geschichte, scheint sich die Einstellung zur Demokratie zu
verändern. Hatten im Jahr 2000 nur 47 Prozent der Bevöl-
kerung in Umfragen davon gesprochen, dass Russland eine
starke Opposition brauche, waren es 2012 bereits 70 Pro-
zent. Mein erster Film in Russland beschäftigt sich denn
auch mit der neuen Lust auf zivilgesellschaftliche Aktivi-
tät, dem neuen Interesse an Ehrenamt und Online-Aktivis-
mus gegen soziale Missstände überall dort, wo der Staat
versagt. Mal geht es um den Schutz des Waldes gegen ei-
ne neue Autobahn, mal um die Hilfe von Freiwilligen in ei-
ner überfluteten Katastrophenregion in Südrussland, oder
nur den Protest gegen Regierungsbeamte, die ihre Privi-
legien im Straßenverkehr missbrauchen. Ein neues Russ-
land scheint mit der Protestwelle zu entstehen – und alles
Neue erscheint vielen Altgedienten als Gefahr. Die gerade
entstandene Mittelschicht kündigt den Putin-Konsens auf –
und muss neutralisiert werden. Putin sieht sich vor die Not-
wendigkeit gestellt, für diese Bürger wieder attraktiv zu er-
scheinen – nur: wie will er das erreichen?

Zunächst durch höhere Ausgaben. Für die Moskauer Pro-
testgeneration werden grüne Ecken und coole Cafés ge-
baut, die Oppositionellen nennen sie «Kulturreservate»  –
konzipiert, um die Protestenergie der Stadtgesellschaft zu
kanalisieren und ihr den Wind aus den Segeln zu nehmen.
Putin hebt die Einkommen der öffentlichen Angestellten an,
verdoppelt die Gehälter der Bereitschaftspolizei, erhöht die
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Renten und die Finanzspritzen für die Provinz. Er reist in
die kleinen Dörfer Sibiriens und besucht Fabriken im Ural.
Ein sowjetischer Konservatismus hat dort überlebt, der ge-
gen Moskau-Hipster und modernisierte Schichten ausge-
spielt werden kann. Ein «Kulturkampf», bei dem auch die
Orthodoxe Kirche ihre konservative Rolle ausspielt. Poli-
tisch anders orientierte Bürger werden auch mit ihrer Hil-
fe als «sexuell abartig» dargestellt. Parallel verstärkt der
Kreml traditionelle Werte: Nationalstolz und den Sinn für
Bedrohungen von außen. 2012 stellen die staatlichen Mei-
nungsforscher des WZIOM einen «manchmal eher künst-
lichen Trend» im öffentlichen Bewusstsein hin zu archai-
schen, patriarchalen Werten fest – und den kann sich der
Kreml nutzbar machen. Tradition entspricht Repression:
Kurz vor einer erneuten Demonstration gegen Putin tritt ein
Anti-Protest-Gesetz in Kraft, es erhöht die Geldstrafen für
Teilnehmer unerlaubter Versammlungen bis auf ein ganzes
Jahresdurchschnittsgehalt. Putins Menschenrechtsrat wen-
det ein, dass das neue Gesetz der in der Verfassung garan-
tierten Versammlungsfreiheit widerspreche, denn wer die-
ses Recht in Anspruch nehme, werde kriminalisiert. Putin
erwähnt bewusst, er habe das Gesetz trotz dieser Bedenken
seines eigenen Menschenrechtsrates unterschrieben.

Drei Tage später durchsucht die Polizei die Wohnungen
von Oppositionellen, beschlagnahmt Computer und Fotos.
Der neue alte Präsident geht noch weiter. Er segnet ein Ge-
setz ab, das die Kontrolle über die Zivilgesellschaft weiter
ausdehnt. Nichtregierungsorganisationen (NGOs), die Gel-
der aus dem Ausland bekommen und «politisch arbeiten»,
werden gezwungen, sich beim Justizministerium als «aus-
ländische Agenten» zu registrieren und alle drei Monate ei-
nen Bericht abzugeben. Dabei wird «politische Aktivität»
so vage formuliert, dass fast jede Organisation willkürlich
betroffen sein kann.
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Der Begriff «ausländischer Agent» wiegt schwer, er wird
in Russland traditionell mit Verrat oder Spionage in Verbin-
dung gebracht. Er erinnert an die Denunziationen angeb-
licher antisowjetischer Spione unter Sowjet-Diktator Josef
Stalin, in einer Zeit, als der bloße Kontakt mit einem Aus-
länder ein Vorwand für Haft und Hinrichtung sein konnte.
«Ein Gesetz, das kritische Nichtregierungsorganisationen
erschüttern, stigmatisieren und schließlich zum Schweigen
bringen soll. Die Verlierer sind nicht nur NGOs, sondern
auch die russische Gesellschaft», kommentiert der Leiter
der russischen Sektion von Amnesty International, Sergej
Nikitin, das Gesetz. Mehr als hundert Organisationen erle-
ben, wie ihre Mittel gekürzt, ihr Ruf bei den Russen beschä-
digt und ihre Mitarbeiter eingeschüchtert werden. Oftmals
bieten sie gerade jene Dienste an, die der Staat nicht leis-
ten kann, wie zum Beispiel eine juristische Vertretung oder
psychologische Unterstützung für Diskriminierungs- und
Gewaltopfer. Ebenso geht es um Umweltschutzmaßnah-
men, Frauenrechte, Rechte sexueller Minderheiten, den Er-
halt des historischen Gedächtnisses, die Reform des Jus-
tiz- und Strafvollzugssystems, Verbraucherrechte und aka-
demische Recherche. Die erste russische Organisation, die
unter das «Agentengesetz» fällt, ist ausgerechnet die Or-
ganisation Golos, deren unabhängige Wahlbeobachter die
Wahlverstöße bei den Parlaments- und Präsidentschafts-
wahlen aufgedeckt hatten. Nach einer Geldstrafe darf Go-
los keinerlei öffentlichen Aktivitäten mehr nachgehen, ei-
ner der Leiter der Organisation verlässt später das Land,
ihre Mitglieder stellen sich neu auf, dieses Mal als nicht re-
gistrierter Verein.

Die obsessive Beschäftigung mit Organisationen, die nicht
durch den russischen Staat finanziert werden und die die
Zivilgesellschaft stärken wollen, ist eines der wiederkeh-
renden Merkmale der Putin-Regierung. Schon früh fühlt
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Putin sich von ausländischen Nichtregierungsorganisatio-
nen bedroht. Erstmals erwähnt er sie in einer Rede zu Be-
ginn seiner zweiten Amtszeit 2004, noch vor Beginn der
«Orangenen Revolution» in der Ukraine, die die Massen ge-
gen Wahlfälschungen mobilisierte. Er behauptet, dass je-
ne Organisationen, die Finanzmittel aus dem Ausland er-
hielten, «zweifelhaften Gruppen und kommerziellen Inter-
essen» dienten. Kremltreue Medien verbreiten, diese Or-
ganisationen würden gegen Russlands Interessen arbeiten,
einige Büros erleben mehrmals Razzien. Putin kündigt an,
Spenden aus dem Ausland für die russische Zivilgesell-
schaft zu begrenzen. Beamte hätten Ermessensfreiheit bei
der Registrierung der Nichtregierungsorganisationen. Ihre
Rechenschaftspflicht wird erschwert, ein hoher Steuersatz
für sie eingeführt. 2013 erreicht der Kampf gegen NGOs
eine neue Qualität: Neben einer aufgezwungenen offiziel-
len Bezeichnung müssen rund 2000 NGOs erleben, wie un-
angekündigte Rechnungsprüfer Dokumente konfiszieren.
Deutsche Politiker protestieren gegen die Durchsuchungen
der Moskauer Büros der Konrad-Adenauer-Stiftung und der
Friedrich-Ebert-Stiftung. Gearbeitet wird mit den Mitteln
der Einschüchterung und Verleumdung. Einrichtungen, die
das russische Rechtssystem oder Russlands Wirtschaft ei-
gentlich stärken könnten, werden als Staatsfeinde gesehen.

Einige Organisationen stellen nun erstmals ihre Arbeit ganz
ein. USAID, die US-amerikanische Agentur für internatio-
nale Entwicklung, muss ihre Präsenz in Russland aufge-
ben. USAID war nach dem Ende der Sowjetunion nach Mos-
kau gekommen und hatte fast drei Milliarden Dollar in Ge-
sundheits- und Umweltprogramme investiert sowie Projek-
te im Bereich Zivilgesellschaft und Menschenrechte ange-
boten. Dies sieht der Kreml fortan als politische Einmi-
schung an. Auch der Protest der Umwelt-NGO Greenpeace,
deren Aktivisten eine russische Ölplattform besteigen, um
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dort gegen die Ölförderung ein Protestbanner zu enthüllen,
wird als Einmischung und Angriff verstanden: Die Arktis sei
ein unveräußerbarer Teil der Russischen Föderation und
seit Jahrhunderten unter russischer Souveränität. Die Crew
des Greenpeace-Schiffes Arctic Sunrise wird verhaftet, zu-
erst wegen «Piraterie» angeklagt, dann wegen «Hooliga-
nismus» und erst nach Monaten des internationalen Drucks
auf Moskau freigelassen.

Wenige Tage nach dem Agentengesetz weitet ein neu-
es Gesetz den Begriff «Hochverrat» aus. Kontakte zu aus-
ländischen Organisationen können demnach als Spionage
oder Landesverrat strafbar sein. Der russische Inlandsge-
heimdienst FSB hat das Gesetz vorgeschlagen, weil aus-
ländische Geheimdienste oppositionelle oder internationale
Organisationen nutzen würden, um Russlands innerer und
äußerer Sicherheit zu schaden. Verrat kann sich nun auf je-
des Verhalten beziehen, das Geheimdienste, Staatsanwälte
oder Richter als Unterminieren der Verfassung und Souve-
ränität Russlands betrachten.

Ein weiterer Schlag gegen die Meinungsfreiheit: ein Ge-
setz, das «Verleumdung» unter Strafe stellt. Angeblich ver-
leumderische Aussagen von Medien oder Individuen kön-
nen zu hohen Geldstrafen führen. Noch einige Monate zu-
vor, unter Präsident Medwedew, war «Verleumdung» in
Russland entkriminalisiert worden. Jetzt will der Kreml of-
fenbar die Selbstzensur in Medien und Internet verstär-
ken. Eine öffentliche, kritische Debatte über Staatsbeamte,
Richter, Staatsanwälte soll vermieden werden.

Im Staatsfernsehen tauchen die Demonstranten gegen
Wladimir Putin nicht auf. Wenn doch, dann dürfen sie nur
als Wirrköpfe und vom Ausland finanzierte Feinde vorkom-
men. Das Ausmaß der Protestbewegung ist aber im Netz
einsehbar. Das russische Internet spielt auch bei der Orga-
nisation der Proteste eine entscheidende Rolle. Der Kreml
sieht das gleiche Muster wie 2011, als Bürger in Tunesi-
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en, Ägypten oder Libyen ihre Proteste durch das Internet
mobilisierten und koordinierten. Die arabischen Umwäl-
zungen lassen die Angst der Politik- und Sicherheitseliten
vor einem im Ausland initiierten, durch die sozialen Medi-
en eingeleiteten «Regimewechsel» wieder erwachen. Russ-
lands Justizbehörden beginnen, den politischen Gebrauch
des russischen Netzes intensiv zu verfolgen und das bis-
lang relativ freie russische Netz zu zensieren. Zunächst
mit einem Gesetz, das angeblich Minderjährige vor schäd-
lichen Inhalten schützen soll und der Regierung erlaubt,
Seiten ohne Gerichtsverfahren zu sperren. Welche Seiten
das sind, bleibt Staatsgeheimnis. Das russische Wikipe-
dia, Menschenrechtler, die russische Suchmaschine Yandex
oder der Mailanbieter Mail.ru protestieren vergeblich ge-
gen dieses Gesetz. Russische Politikexperten sprechen oft
vom Parlament als der «verrückten Druckerpresse», die im
Dienste des Kreml übereifrig die Gesetzesbücher füllt. Seit
seiner Wiederwahl 2012 hat Wladimir Putin 50 neue Ge-
setze unterschrieben, die oppositionelle Stimmen zum Ver-
stummen bringen und die Gesellschaft «einfrieren», ein-
schüchtern, demobilisieren sollen.
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Wenn nur Stalin noch größer ist
Begleitend wird der Ton im Staatsfernsehen schriller, vieles
ideologischer: Etliche gemäßigte Journalisten verschwin-
den. Chefredakteure, die sich nicht ganz der «Parteilinie»
beugen, werden gefeuert. Schließlich wird auch die staat-
liche Nachrichtenagentur Ria Novosti von der unaufhaltsa-
men Bereinigung der Medienlandschaft getroffen. Die seit
1941 tätige Agentur hatte ihr sowjetisches Erbe abgeschüt-
telt und sich den Ruf einer vertrauenswürdigen und aus-
gewogenen Quelle erarbeitet. Im täglichen News-Geschäft
griff auch ich oft auf Ria Novosti-Meldungen zurück. Ihre
Berichte über die Proteste gegen Putin oder den Anfang des
Euromaidan zeugten von redaktioneller Unabhängigkeit.
Aber offenbar ist jemand genau damit unzufrieden. Völlig
überraschend wird die zuvor noch aufwendig modernisierte
Agentur per Dekret des Präsidenten aufgelöst. Die Mitar-
beiter sind vor den Kopf gestoßen, sprechen von absurden
Geschehnissen, kommentieren die Auflösung als «jüngsten
Zug in einer Reihe von Veränderungen in Russlands Medi-
enlandschaft, die auf eine umfassende staatliche Kontrolle
schließen lassen».

Die Präsidialadministration verkündet, aus Ria Novos-
ti ein neues Unternehmen zu machen: die Internationale
Nachrichtenagentur Rossija Sewodnja. Russland verfolge
eine unabhängige Politik und müsse seine nationalen In-
teressen «robust» verteidigen. Das sei der Welt nicht ein-
fach zu erklären, aber man könne und müsse es tun, sagt
der Chef der Administration. Eine Erklärung, die in vielen
Ohren wie die unheilvolle Ankündigung eines Informations-
krieges klingt, in dem Medien als Waffen eingesetzt wer-
den. Die Neugründung wird in die Hände des Fernsehjour-
nalisten Dimitrij Kisseljow gelegt. Ein altgedienter Modera-
tor, der als Liberaler angefangen und einst sogar als frei-
er Mitarbeiter für die Büros von ARD und ZDF in Moskau
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gearbeitet hatte – aber in den vergangenen Jahren zu ei-
ner Schlüsselfigur von Putins Medienoperation geworden
war. Und nun als konservative, antiwestliche Stimme einer
Talkshow namens «Nationales Interesse» im Staatsfernse-
hen auffiel.

Kisseljows Ernennung ist umstritten, nicht nur wegen
seiner wiederholten Attacken auf Homosexuelle. So fordert
er in einer Talkshow, dass es Schwulen und Lesben ver-
boten werden sollte, Blut und Spermien zu spenden. Und
falls sie bei einem Unfall stürben, sollten ihre Herzen ver-
scharrt oder verbrannt werden, denn diese Organe würden
niemandes Leben verlängern.

Am 7. Oktober 2012, dem sechzigsten Geburtstag Wla-
dimir Putins, hält Kisseljow eine Lobrede auf den Präsiden-
ten. Sie ist zwölf Minuten und 41 Sekunden lang. «Was sei-
ne Leistungen angeht, so ist Putin im Vergleich zu seinen
Vorgängern im 20. Jahrhundert nur mit Stalin vergleich-
bar», schwärmt Kisseljow. Bei der Vorstellung seines neuen
Mediums Rossija Sewodnja äußert er Bedenken gegen eine
Pflicht zu journalistischer Objektivität. «Unter der Losung
der Objektivität verzerren wir oft das Bild und schauen auf
unser Land wie auf ein fremdes. Ich glaube, dass die Phase
dieses distanzierten, destillierten Journalismus vorbei ist.»
Er selbst habe eine innere Entwicklung vom jugendlichen
Rebell zum älteren Konservativen durchgemacht. Journa-
lismus schaffe Werte und bestimme, was gut und schlecht
ist, Objektivität sei daher ein aufgezwungener Mythos. Der
Moderator beschreibt die Beziehung eines Journalisten zu
seinem Land als eine unkritische, romantische Liebesbe-
ziehung. In dieser brauche ein Partner eben keinen objek-
tiven Umgang, sondern ein Gefühl: «Unser Land braucht
unsere Liebe.» Objektivität, erklärt Kisseljow, laufe oft hin-
aus auf Gleichgültigkeit, Vernachlässigung, «sich die Hän-
de reiben, weil es ein Problem gibt» und die Haltung: «je
schlimmer desto besser». Er fordert von seinen Journalis-
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ten, sich mit Russland zu identifizieren, und «nicht über un-
ser Land so zu schreiben, als ob wir nicht darin lebten, als
ob nicht unsere Eltern hier geboren wären».

[...]

32



Endnoten
1 Galeotti, Mark (29 November 2018): (Mis)Understan-
ding Russia’s two ‹hybrid wars›. In: EUROZINE, 29. 11.
 2018
2 Fetter, Steve & Wolfsthal, Jon: No First Use and Credi-
ble Deterrence. In: Journal for Peace and Nuclear Disar-
mament, Volume 1, Issue 1, 9. 4. 2018
3 Grigorij Jawlinskij über ein Treffen mit Militärexperten
am 22. 2. 2018, veröffentlicht am 1. März 2018, in: https://
www.youtube.com/watch?v=INiyDutO-lo
4 Morozov, Alexander: Politika globalnogo revansha. In:
The New Times, 26. 11. 2018
5 Savina, Sofia: Inoi Russkii Mir. Issledovanie o tom,
skolko Rossiyan uezzhayut iz strany. In: PROEKT, 16. 1.
 2019
6 Lenta.ru: Shoigu nazval paranoyey obvineniya Kievskih
vlastei. In: Lenta.ru, 17. 4. 2014
7 Plattner, Marc F.: Liberal Democracy’s fading allure,
in: Fish, Steven M.: What is Putinism? In: Journal of De-
mocracy, Volume 28, Number 4, October 2017
8 Gaddy, Clifford and Hill, Fiona: Putin’s next move in
Russia: Observations from the 8th Annual Valdai Interna-
tional Discussion Club, in: Brookings On the Record, 12.
 12. 2011
9 Pawlowski, Gleb: Putin’s world outlook. Interview by
Tom Parfitt, conducted in January 2012. In: New Left Re-
view 88, July – August 2014.

33


